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Umgang mit Bodenmaterial aus Gebieten mit geogen erhöhten
Schadstoffgehalten
Sitzung des Verkehrsausschusses am 25.08.2021

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

hiermit übersende ich Ihnen den erbetenen Bericht zum Umgang mit Bo-
denmaterial mit geogen erhöhten Schadstoffgehalten mit der Bitte um
Weiterleitung an die Mitglieder des Verkehrsausschusses sowie des
Ausschusses für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz.

Mit freundlichen Grüßen

Ursula Heinen-Esser
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Vorbemerkung
In einigen Regionen von NRW, insbesondere ehemaligen Bergbauregionen, lassen sich
im Boden erhöhte geogen bedingte stoffliche Belastungen finden. Vertreterinnen und
Vertreter aus dem Tief- und Straßenbau weisen mit Bezug auf die Vorgaben der
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) und der Bundes-Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung (BBodSchV) darauf hin, dass dieses Bodenmaterial aufgrund der na-
türlichen Belastung auf Ablagerungsstellen mit mindestens Z1.2 Zulassung nach LAGA
oder eine Deponie der Klasse 0 oder sogar höher abgefahren werden müsse.

Die gestellten Fragen zum erbetenen Bericht zum Umgang mit Böden, die eine geogene
stoffliche Vorbelastung aufweisen, für die Sitzung des Verkehrsausschusses am
25.08.2021 an die Landesregierung werden wie folgt beantwortet:

1. Inwieweit wurde die beschriebene Problematik bei der Erarbeitung der Vorga-
ben der LAGA berücksichtigt?

Der Umgang mit Bodenmaterial, das geogen bedingt erhöhte Schadstoffgehalte aufweist,
ist in den einschlägigen Regelwerken der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall
(LAGA) nicht berücksichtigt. Das Thema wurde bisher ausschließlich in der Bundes-Bo-
denschutz und Altlastenverordnung von 12. Juni 1999 im Kontext mit Bewertungsfragen
(§ 9 Abs. 2 BBodSchV) und Fragen zur Verwertung von Bodenmaterial in/auf der durch-
wurzelbaren Bodenschicht (§12 Abs. 10 BBodSchV) aufgegriffen.

§ 9 Abs. 2 BBodSchV stellt klar, dass bei Böden mit naturbedingt (geogen) erhöhten
Schadstoffgehalten die Besorgnis des Entstehens schädlicher Bodenveränderungen bei
einer Überschreitung der Vorsorgewerte nach Anhang 2 Nr. 4 nur besteht, wenn eine
erhebliche Freisetzung von Schadstoffen oder zusätzliche Einträge durch die nach § 7
Satz 1 des Bundes-Bodenschutzgesetzes Verpflichteten nachteilige Auswirkungen auf
die Bodenfunktionen erwarten lassen.

§ 12 Abs. 10 BBodSchV stellt klar, dass in Gebieten mit erhöhten Schadstoffgehalten in
Böden eine Verlagerung von Bodenmaterial innerhalb des Gebietes zulässig ist, wenn
die in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buchstabe b und c des Bundes-Bodenschutzgesetzes ge-
nannten Bodenfunktionen (natürliche Funktionen, Fläche für Siedlung und Erholung,
Standort für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung) nicht zusätzlich beeinträchtigt
werden und die Schadstoffsituation am Ort des Aufbringens nicht nachteilig verändert
wird. Die Gebiete erhöhter Schadstoffgehalte können von der zuständigen Behörde fest-
gelegt werden.

Diese Regelungen werden in der Neufassung der BBodSchV (Art. 2 der Mantelverord-
nung (MantelV)) aufgegriffen und um Regelungen zur Verwertung von Bodenmaterial un-
terhalb/außerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht ergänzt (s. hierzu Antwort zu
Frage 2).

2. Welche Möglichkeiten bestehen, Ausnahmeregelungen für die Böden in Regio-
nen mit natürlichen geogenen Belastungen zu finden, um zusätzlichen Druck
auf ohnehin knappe Ressourcen zu vermeiden?
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3. Welche weiteren Möglichkeiten bestehen, um die beschriebene Problematik
stärker zu berücksichtigen?

Die Fragen 2 und 3 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Ausnahmeregelungen zum Umgang mit Böden in Regionen mit geogenen Belastungen
finden sich sowohl in § 6 Abs. 3 und 4 der Neufassung der BBodSchV für die Fallgestal-
tungen der Verwertung in und unterhalb/außerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht
als auch in § 21 Abs. 4 und 5 der Ersatzbaustoffverordnung für den Einbau im Kontext
mit technischen Bauwerken.

In § 6 Abs. 3 der Neufassung der BBodSchV wird die Umlagerung von Bodenmaterial
und Baggergut am Herkunftsort oder in dessen räumlichen Umfeld angesprochen. Hier-
bei wird klargestellt, das eine schädliche Bodenveränderung aufgrund von Schadstoffge-
halten nicht zu besorgen ist, wenn das Vorliegen einer Altlast oder sonstiger schädlicher
Bodenveränderungen aufgrund von Schadstoffgehalten auszuschließen ist und durch die
Umlagerung das Entstehen einer schädlichen Bodenveränderung nicht zu besorgen ist.
§ 6 Abs. 3 lässt somit Umlagerungen von Bodenmaterial mit erhöhten Schadstoffgehalten
zu, wenn die stoffliche Belastung unterhalb von Gefahrenschwellen liegt. Diese Gefah-
renschwellen werden im Bodenschutzrecht durch Prüf- oder Maßnahmenwerte materia-
lisiert, die sich in Abhängigkeit vom Wirkungspfad und der Nutzung der Fläche unter-
scheiden.

§ 6 Abs. 4 der Neufassung BBodSchV regelt den Umgang mit Bodenmaterial zur Ver-
wertung in Gebieten oder räumlich abgegrenzten Industriestandorten mit erhöhten
Schadstoffgehalten. Innerhalb derartiger Gebiete ist eine Umlagerung von Bodenmaterial
mit erhöhten Schadstoffgehalten möglich, wenn die in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buchstabe
b und c des Bundes-Bodenschutzgesetzes genannten Bodenfunktionen (Natürliche Bo-
denfuntionen, Fläche für Siedlung und Erholung, Standort für die land- und forstwirt-
schaftliche Nutzung) nicht zusätzlich beeinträchtigt werden und die stoffliche Situation
am Ort des Auf- und Einbringens nicht nachteilig verändert wird. Gebiete und abge-
grenzte Industriestandorte können von der zuständigen Behörde im Einzelfall der Bewer-
tung zugrunde gelegt oder allgemein – z.B. durch Ausweisung von Bodenschutzgebieten
– festgelegt werden. Mit Bezug auf § 6 Abs. 3 der Neufassung der BBodSchV gilt auch
hier die materielle Begrenzung der Schadstoffbelastung durch Prüf- oder Maßnahmen-
werte.

Die neue Ersatzbaustoffverordnung enthält in § 21 Abs. 4 und 5 Regelungen, wonach die
zuständige Behörde höhere Materialwerte für Bodenmaterial, das in ein technisches Bau-
werk eingebracht werden soll, festlegen kann, wenn geogen oder siedlungsbedingt er-
höhte Hintergrundwerte im Boden oder höhere Belastungen im Grundwasser vorliegen.
Höhere Hintergrundgehalte in Böden liegen nach dieser Regelung dann vor, wenn die
Feststoffgehalte der Materialklasse BM-F0* (s. Anlage 1 Tabelle 3 der Ersatzbaustoffver-
ordnung) überschritten sind. Die in § 6 Absatz 4 Bundesbodenschutz- und Altlastenver-
ordnung getroffene Regelung für Gebiete oder räumlich abgegrenzte Industriestandorte
mit geogen bedingt erhöhten Schadstoffgehalten in Böden gilt damit sinngemäß auch,
wenn Bodenmaterial innerhalb dieses Gebietes oder räumlich abgegrenzten Industrie-
standorte in ein technisches Bauwerk umgelagert wird. Bei Baumaßnahmen anfallende
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Bodenmaterialien sollen, wenn keine Einschränkungen auf Grund stofflicher Belastungen
bestehen, auch in ein technisches Bauwerk umgelagert werden können. Höhere Materi-
alwerte sind im Kontext mit technischen Bauwerken von der jeweiligen Einbauweise ab-
hängig. Sie können im Einzelfall von der zuständigen Behörde festgelegt oder für  Ge-
biete und abgegrenzte Industriestandorte allgemein – z.B. durch Ausweisung von Boden-
schutzgebieten – festgelegt werden.

Insgesamt bestehen aus Sicht der Landesregierung mit Inkrafttreten der MantelV
(01.08.2023) für den Umgang mit Bodenmaterial, das geogen erhöhte Schadstoffgehalte
aufweist, im Vergleich zur heutigen Situation deutlich erweiterte Handlungsmöglichkeiten.




